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1. Auskunft über die Zulässigkeit der vorzeitigen Rückzahlung,
2. im Fall der Zulässigkeit die Höhe des zurückzuzahlenden Betrags und
3. gegebenenfalls die Höhe einer Vorfälligkeitsentschädigung.
3 Soweit sich die Informationen auf Annahmen stützen, müssen diese nachvoll-
ziehbar und sachlich gerechtfertigt sein und als solche dem Darlehensnehmer
gegenüber offengelegt werden.

(6) Wurden Forderungen aus dem Darlehensvertrag abgetreten, treffen die
Pflichten aus den Absätzen 1 bis 5 auch den neuen Gläubiger, wenn nicht der
bisherige Darlehensgeber mit dem neuen Gläubiger vereinbart hat, dass im
Verhältnis zum Darlehensnehmer weiterhin allein der bisherige Darlehensgeber
auftritt.

§ 4941) Rechtsfolgen von Formmängeln. (1) Der Verbraucherdarlehens-
vertrag und die auf Abschluss eines solchen Vertrags vom Verbraucher erteilte
Vollmacht sind nichtig, wenn die Schriftform insgesamt nicht eingehalten ist
oder wenn eine der in Artikel 247 §§ 6 und 10 bis 13 des Einführungsgesetzes
zum Bürgerlichen Gesetzbuche2) für den Verbraucherdarlehensvertrag vor-
geschriebenen Angaben fehlt.

(2) 1Ungeachtet eines Mangels nach Absatz 1 wird der Verbraucherdarle-
hensvertrag gültig, soweit der Darlehensnehmer das Darlehen empfängt oder in
Anspruch nimmt. 2 Jedoch ermäßigt sich der dem Verbraucherdarlehensvertrag
zugrunde gelegte Sollzinssatz auf den gesetzlichen Zinssatz, wenn die Angabe
des Sollzinssatzes, des effektiven Jahreszinses oder des Gesamtbetrags fehlt.

(3) Ist der effektive Jahreszins zu niedrig angegeben, so vermindert sich der
dem Verbraucherdarlehensvertrag zugrunde gelegte Sollzinssatz um den Pro-
zentsatz, um den der effektive Jahreszins zu niedrig angegeben ist.

(4) 1Nicht angegebene Kosten werden vom Darlehensnehmer nicht geschul-
det. 2 Ist im Vertrag nicht angegeben, unter welchen Voraussetzungen Kosten
oder Zinsen angepasst werden können, so entfällt die Möglichkeit, diese zum
Nachteil des Darlehensnehmers anzupassen.

(5) Wurden Teilzahlungen vereinbart, ist deren Höhe vom Darlehensgeber
unter Berücksichtigung der verminderten Zinsen oder Kosten neu zu berech-
nen.

(6) 1 Fehlen im Vertrag Angaben zur Laufzeit oder zum Kündigungsrecht, ist
der Darlehensnehmer jederzeit zur Kündigung berechtigt. 2 Fehlen Angaben zu
Sicherheiten, so können Sicherheiten nicht gefordert werden; dies gilt nicht bei
Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen, wenn der Nettodarlehensbetrag
75 000 Euro übersteigt. 3Fehlen Angaben zum Umwandlungsrecht bei Immo-
biliar-Verbraucherdarlehen in Fremdwährung, so kann das Umwandlungsrecht
jederzeit ausgeübt werden.

(7) Der Darlehensgeber stellt dem Darlehensnehmer eine Abschrift des Ver-
trags zur Verfügung, in der die Vertragsänderungen berücksichtigt sind, die sich
aus den Absätzen 2 bis 6 ergeben.

§ 4951) Widerrufsrecht; Bedenkzeit. (1) Dem Darlehensnehmer steht bei
einem Verbraucherdarlehensvertrag ein Widerrufsrecht nach § 355 zu.

1) Beachte hierzu Überleitungsvorschrift in Art. 229 § 9 EGBGB (Nr. 2).
2) Nr. 2.

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 494, 495 BGB 1
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(2) Ein Widerrufsrecht besteht nicht bei Darlehensverträgen,
1. die einen Darlehensvertrag, zu dessen Kündigung der Darlehensgeber wegen
Zahlungsverzugs des Darlehensnehmers berechtigt ist, durch Rückzahlungs-
vereinbarungen ergänzen oder ersetzen, wenn dadurch ein gerichtliches Ver-
fahren vermieden wird und wenn der Gesamtbetrag (Artikel 247 § 3 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche1)) geringer ist als die
Restschuld des ursprünglichen Vertrags,

2. die notariell zu beurkunden sind, wenn der Notar bestätigt, dass die Rechte
des Darlehensnehmers aus den §§ 491a und 492 gewahrt sind, oder

3. die § 504 Abs. 2 oder § 505 entsprechen.
(3) 1Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen ist dem Darlehensneh-

mer in den Fällen des Absatzes 2 vor Vertragsschluss eine Bedenkzeit von
zumindest sieben Tagen einzuräumen. 2Während des Laufs der Frist ist der
Darlehensgeber an sein Angebot gebunden. 3Die Bedenkzeit beginnt mit der
Aushändigung des Vertragsangebots an den Darlehensnehmer.

§ 496 Einwendungsverzicht, Wechsel- und Scheckverbot. (1) Eine Ver-
einbarung, durch die der Darlehensnehmer auf das Recht verzichtet, Einwen-
dungen, die ihm gegenüber dem Darlehensgeber zustehen, gemäß § 404 einem
Abtretungsgläubiger entgegenzusetzen oder eine ihm gegen den Darlehens-
geber zustehende Forderung gemäß § 406 auch dem Abtretungsgläubiger
gegenüber aufzurechnen, ist unwirksam.

(2) 1Wird eine Forderung des Darlehensgebers aus einem Verbraucherdarle-
hensvertrag an einen Dritten abgetreten oder findet in der Person des Darle-
hensgebers ein Wechsel statt, ist der Darlehensnehmer unverzüglich darüber
sowie über die Kontaktdaten des neuen Gläubigers nach Artikel 246b § 1
Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche1) zu unterrichten. 2Die Unterrichtung ist bei Abtretungen ent-
behrlich, wenn der bisherige Darlehensgeber mit dem neuen Gläubiger ver-
einbart hat, dass im Verhältnis zum Darlehensnehmer weiterhin allein der
bisherige Darlehensgeber auftritt. 3 Fallen die Voraussetzungen des Satzes 2 fort,
ist die Unterrichtung unverzüglich nachzuholen.

(3) 1Der Darlehensnehmer darf nicht verpflichtet werden, für die Ansprüche
des Darlehensgebers aus dem Verbraucherdarlehensvertrag eine Wechselver-
bindlichkeit einzugehen. 2Der Darlehensgeber darf vom Darlehensnehmer zur
Sicherung seiner Ansprüche aus dem Verbraucherdarlehensvertrag einen
Scheck nicht entgegennehmen. 3Der Darlehensnehmer kann vom Darlehens-
geber jederzeit die Herausgabe eines Wechsels oder Schecks, der entgegen Satz 1
oder 2 begeben worden ist, verlangen. 4Der Darlehensgeber haftet für jeden
Schaden, der dem Darlehensnehmer aus einer solchen Wechsel- oder Scheck-
begebung entsteht.

§ 4972) Verzug des Darlehensnehmers. (1) 1 Soweit der Darlehensnehmer
mit Zahlungen, die er auf Grund des Verbraucherdarlehensvertrags schuldet, in
Verzug kommt, hat er den geschuldeten Betrag nach § 288 Abs. 1 zu verzinsen.
2 Im Einzelfall kann der Darlehensgeber einen höheren oder der Darlehens-
nehmer einen niedrigeren Schaden nachweisen.

1) Nr. 2.
2) Beachte hierzu Überleitungsvorschrift in Art. 229 § 9 EGBGB (Nr. 2).

1 BGB §§ 496, 497 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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(2) 1Die nach Eintritt des Verzugs anfallenden Zinsen sind auf einem ge-
sonderten Konto zu verbuchen und dürfen nicht in ein Kontokorrent mit dem
geschuldeten Betrag oder anderen Forderungen des Darlehensgebers eingestellt
werden. 2Hinsichtlich dieser Zinsen gilt § 289 Satz 2 mit der Maßgabe, dass der
Darlehensgeber Schadensersatz nur bis zur Höhe des gesetzlichen Zinssatzes
(§ 246) verlangen kann.

(3) 1Zahlungen des Darlehensnehmers, die zur Tilgung der gesamten fälligen
Schuld nicht ausreichen, werden abweichend von § 367 Abs. 1 zunächst auf die
Kosten der Rechtsverfolgung, dann auf den übrigen geschuldeten Betrag (Ab-
satz 1) und zuletzt auf die Zinsen (Absatz 2) angerechnet. 2Der Darlehensgeber
darf Teilzahlungen nicht zurückweisen. 3Die Verjährung der Ansprüche auf
Darlehensrückzahlung und Zinsen ist vom Eintritt des Verzugs nach Absatz 1
an bis zu ihrer Feststellung in einer in § 197 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 bezeichneten
Art gehemmt, jedoch nicht länger als zehn Jahre von ihrer Entstehung an. 4Auf
die Ansprüche auf Zinsen findet § 197 Abs. 2 keine Anwendung. 5Die Sätze 1
bis 4 finden keine Anwendung, soweit Zahlungen auf Vollstreckungstitel ge-
leistet werden, deren Hauptforderung auf Zinsen lautet.

(4) 1Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen beträgt der Verzugszins-
satz abweichend von Absatz 1 für das Jahr 2,5 Prozentpunkte über dem
Basiszinssatz. 2Die Absätze 2 und 3 Satz 1, 2, 4 und 5 sind auf Immobiliar-
Verbraucherdarlehensverträge nicht anzuwenden.

§ 498 Gesamtfälligstellung bei Teilzahlungsdarlehen. (1) 1Der Darle-
hensgeber kann den Verbraucherdarlehensvertrag bei einem Darlehen, das in
Teilzahlungen zu tilgen ist, wegen Zahlungsverzugs des Darlehensnehmers nur
dann kündigen, wenn
1. der Darlehensnehmer
a) mit mindestens zwei aufeinander folgenden Teilzahlungen ganz oder teil-

weise in Verzug ist,
b) bei einer Vertragslaufzeit bis zu drei Jahren mit mindestens 10 Prozent oder

bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren mit mindestens 5 Pro-
zent des Nennbetrags des Darlehens in Verzug ist und

2. der Darlehensgeber dem Darlehensnehmer erfolglos eine zweiwöchige Frist
zur Zahlung des rückständigen Betrags mit der Erklärung gesetzt hat, dass er
bei Nichtzahlung innerhalb der Frist die gesamte Restschuld verlange.

2Der Darlehensgeber soll dem Darlehensnehmer spätestens mit der Fristsetzung
ein Gespräch über die Möglichkeiten einer einverständlichen Regelung anbie-
ten.

(2) Bei einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag muss der Darlehens-
nehmer abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b mit mindes-
tens 2,5 Prozent des Nennbetrags des Darlehens in Verzug sein.

§ 499 Kündigungsrecht des Darlehensgebers; Leistungsverweigerung.
(1) In einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag ist eine Vereinbarung

über ein Kündigungsrecht des Darlehensgebers unwirksam, wenn eine be-
stimmte Vertragslaufzeit vereinbart wurde oder die Kündigungsfrist zwei Mo-
nate unterschreitet.

(2) 1Der Darlehensgeber ist bei entsprechender Vereinbarung berechtigt, die
Auszahlung eines Allgemein-Verbraucherdarlehens, bei dem eine Zeit für die

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 498, 499 BGB 1
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Rückzahlung nicht bestimmt ist, aus einem sachlichen Grund zu verweigern.
2Beabsichtigt der Darlehensgeber dieses Recht auszuüben, hat er dies dem
Darlehensnehmer unverzüglich mitzuteilen und ihn über die Gründe möglichst
vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Rechtsausübung zu unterrichten.
3Die Unterrichtung über die Gründe unterbleibt, soweit hierdurch die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung gefährdet würde.

(3) 1Der Darlehensgeber kann einen Verbraucherdarlehensvertrag nicht al-
lein deshalb kündigen, auf andere Weise beenden oder seine Änderung ver-
langen, weil die vom Darlehensnehmer vor Vertragsschluss gemachten Angaben
unvollständig waren oder weil die Kreditwürdigkeitsprüfung des Darlehens-
nehmers nicht ordnungsgemäß durchgeführt wurde. 2 Satz 1 findet keine An-
wendung, soweit der Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung darauf beruht, dass
der Darlehensnehmer dem Darlehensgeber für die Kreditwürdigkeitsprüfung
relevante Informationen wissentlich vorenthalten oder diese gefälscht hat.

§ 500 Kündigungsrecht des Darlehensnehmers; vorzeitige Rückzah-
lung. (1) 1Der Darlehensnehmer kann einen Allgemein-Verbraucherdarle-
hensvertrag, bei dem eine Zeit für die Rückzahlung nicht bestimmt ist, ganz
oder teilweise kündigen, ohne eine Frist einzuhalten. 2Eine Vereinbarung über
eine Kündigungsfrist von mehr als einem Monat ist unwirksam.

(2) 1Der Darlehensnehmer kann seine Verbindlichkeiten aus einem Verbrau-
cherdarlehensvertrag jederzeit ganz oder teilweise vorzeitig erfüllen. 2Abwei-
chend von Satz 1 kann der Darlehensnehmer eines Immobiliar-Verbraucher-
darlehensvertrags, für den ein gebundener Sollzinssatz vereinbart wurde, seine
Verbindlichkeiten im Zeitraum der Sollzinsbindung nur dann ganz oder teil-
weise vorzeitig erfüllen, wenn hierfür ein berechtigtes Interesse des Darlehens-
nehmers besteht.

§ 501 Kostenermäßigung bei vorzeitiger Rückzahlung und bei Kün-
digung. (1) Soweit der Darlehensnehmer seine Verbindlichkeiten aus einem
Verbraucherdarlehensvertrag nach § 500 Absatz 2 vorzeitig erfüllt, ermäßigen
sich die Gesamtkosten des Kredits um die Zinsen und die Kosten entsprechend
der verbleibenden Laufzeit des Vertrags.

(2) Soweit die Restschuld eines Verbraucherdarlehens vor der vereinbarten
Zeit durch Kündigung fällig wird, ermäßigen sich die Gesamtkosten des Kredits
um die Zinsen und die sonstigen laufzeitabhängigen Kosten, die bei gestaffelter
Berechnung auf die Zeit nach der Fälligkeit entfallen.

§ 502 Vorfälligkeitsentschädigung. (1) 1Der Darlehensgeber kann im Fall
der vorzeitigen Rückzahlung eine angemessene Vorfälligkeitsentschädigung für
den unmittelbar mit der vorzeitigen Rückzahlung zusammenhängenden Scha-
den verlangen, wenn der Darlehensnehmer zum Zeitpunkt der Rückzahlung
Zinsen zu einem gebundenen Sollzinssatz schuldet. 2Bei Allgemein-Verbrau-
cherdarlehensverträgen gilt Satz 1 nur, wenn der gebundene Sollzinssatz bei
Vertragsabschluss vereinbart wurde.

(2) Der Anspruch auf Vorfälligkeitsentschädigung ist ausgeschlossen, wenn
1. die Rückzahlung aus den Mitteln einer Versicherung bewirkt wird, die auf
Grund einer entsprechenden Verpflichtung im Darlehensvertrag abgeschlos-
sen wurde, um die Rückzahlung zu sichern, oder

1 BGB §§ 500–502 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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2. im Vertrag die Angaben über die Laufzeit des Vertrags, das Kündigungsrecht
des Darlehensnehmers oder die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung
unzureichend sind.
(3) Bei Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen darf die Vorfälligkeitsent-

schädigung folgende Beträge jeweils nicht überschreiten:
1. 1 Prozent des vorzeitig zurückgezahlten Betrags oder, wenn der Zeitraum
zwischen der vorzeitigen und der vereinbarten Rückzahlung ein Jahr nicht
überschreitet, 0,5 Prozent des vorzeitig zurückgezahlten Betrags,

2. den Betrag der Sollzinsen, den der Darlehensnehmer in dem Zeitraum
zwischen der vorzeitigen und der vereinbarten Rückzahlung entrichtet hät-
te.

§ 503 Umwandlung bei Immobiliar-Verbraucherdarlehen in Fremd-
währung. (1) 1Bei einem nicht auf die Währung des Mitgliedstaats der Euro-
päischen Union, in dem der Darlehensnehmer bei Vertragsschluss seinen
Wohnsitz hat (Landeswährung des Darlehensnehmers), geschlossenen Immobi-
liar-Verbraucherdarlehensvertrag (Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag in
Fremdwährung) kann der Darlehensnehmer die Umwandlung des Darlehens in
die Landeswährung des Darlehensnehmers verlangen. 2Das Recht auf Um-
wandlung besteht dann, wenn der Wert des ausstehenden Restbetrags oder der
Wert der regelmäßigen Raten in der Landeswährung des Darlehensnehmers auf
Grund der Änderung des Wechselkurses um mehr als 20 Prozent über dem
Wert liegt, der bei Zugrundelegung des Wechselkurses bei Vertragsabschluss
gegeben wäre. 3 Im Darlehensvertrag kann abweichend von Satz 1 vereinbart
werden, dass die Landeswährung des Darlehensnehmers ausschließlich oder
ergänzend die Währung ist, in der er zum Zeitpunkt der maßgeblichen Kredit-
würdigkeitsprüfung überwiegend sein Einkommen bezieht oder Vermögens-
werte hält, aus denen das Darlehen zurückgezahlt werden soll.

(2) 1Die Umstellung des Darlehens hat zu dem Wechselkurs zu erfolgen, der
dem am Tag des Antrags auf Umstellung geltenden Marktwechselkurs ent-
spricht. 2 Satz 1 gilt nur, wenn im Darlehensvertrag nicht etwas anderes ver-
einbart wurde.

§ 5041) Eingeräumte Überziehungsmöglichkeit. (1) 1 Ist ein Verbrau-
cherdarlehen in der Weise gewährt, dass der Darlehensgeber in einem Vertrags-
verhältnis über ein laufendes Konto dem Darlehensnehmer das Recht einräumt,
sein Konto in bestimmter Höhe zu überziehen (Überziehungsmöglichkeit), hat
der Darlehensgeber den Darlehensnehmer in regelmäßigen Zeitabständen über
die Angaben zu unterrichten, die sich aus Artikel 247 § 16 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche2) ergeben. 2Ein Anspruch auf Vorfäl-
ligkeitsentschädigung aus § 502 ist ausgeschlossen. 3 § 493 Abs. 3 ist nur bei
einer Erhöhung des Sollzinssatzes anzuwenden und gilt entsprechend bei einer
Erhöhung der vereinbarten sonstigen Kosten. 4 § 499 Abs. 1 ist nicht anzuwen-
den.

(2) 1 Ist in einer Überziehungsmöglichkeit in Form des Allgemein-Verbrau-
cherdarlehensvertrags vereinbart, dass nach der Auszahlung die Laufzeit höchs-
tens drei Monate beträgt oder der Darlehensgeber kündigen kann, ohne eine

1) Beachte hierzu Übergangsvorschrift in Art. 229 § 38 EGBGB (Nr. 2).
2) Nr. 2.

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 503, 504 BGB 1
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Frist einzuhalten, sind § 491a Abs. 3, die §§ 495, 499 Abs. 2 und § 500 Abs. 1
Satz 2 nicht anzuwenden. 2 § 492 Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn außer den
Sollzinsen keine weiteren laufenden Kosten vereinbart sind, die Sollzinsen nicht
in kürzeren Zeiträumen als drei Monaten fällig werden und der Darlehensgeber
dem Darlehensnehmer den Vertragsinhalt spätestens unverzüglich nach Ver-
tragsabschluss auf einem dauerhaften Datenträger mitteilt.

§ 504a1) Beratungspflicht bei Inanspruchnahme der Überziehungs-
möglichkeit. (1) 1Der Darlehensgeber hat dem Darlehensnehmer eine Bera-
tung gemäß Absatz 2 anzubieten, wenn der Darlehensnehmer eine ihm einge-
räumte Überziehungsmöglichkeit ununterbrochen über einen Zeitraum von
sechs Monaten und durchschnittlich in Höhe eines Betrags in Anspruch
genommen hat, der 75 Prozent des vereinbarten Höchstbetrags übersteigt.
2Wenn der Rechnungsabschluss für das laufende Konto vierteljährlich erfolgt,
ist der maßgebliche Zeitpunkt für das Vorliegen der Voraussetzungen nach
Satz 1 der jeweilige Rechnungsabschluss. 3Das Beratungsangebot ist dem
Darlehensnehmer in Textform auf dem Kommunikationsweg zu unterbreiten,
der für den Kontakt mit dem Darlehensnehmer üblicherweise genutzt wird.
4Das Beratungsangebot ist zu dokumentieren.

(2) 1Nimmt der Darlehensnehmer das Angebot an, ist eine Beratung zu
möglichen kostengünstigen Alternativen zur Inanspruchnahme der Überzie-
hungsmöglichkeit und zu möglichen Konsequenzen einer weiteren Überzie-
hung des laufenden Kontos durchzuführen sowie gegebenenfalls auf geeignete
Beratungseinrichtungen hinzuweisen. 2Die Beratung hat in Form eines per-
sönlichen Gesprächs zu erfolgen. 3 Für dieses können auch Fernkommunikati-
onsmittel genutzt werden. 4Der Ort und die Zeit des Beratungsgesprächs sind
zu dokumentieren.

(3) 1Nimmt der Darlehensnehmer das Beratungsangebot nicht an oder wird
ein Vertrag über ein geeignetes kostengünstigeres Finanzprodukt nicht ge-
schlossen, hat der Darlehensgeber das Beratungsangebot bei erneutem Vor-
liegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 zu wiederholen. 2Dies gilt nicht,
wenn der Darlehensnehmer ausdrücklich erklärt, keine weiteren entsprechen-
den Beratungsangebote erhalten zu wollen.

§ 5051) Geduldete Überziehung. (1) 1Vereinbart ein Unternehmer in ei-
nem Vertrag mit einem Verbraucher über ein laufendes Konto ohne einge-
räumte Überziehungsmöglichkeit ein Entgelt für den Fall, dass er eine Über-
ziehung des Kontos duldet, müssen in diesem Vertrag die Angaben nach
Artikel 247 § 17 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche2) auf einem dauerhaften Datenträger enthalten sein und dem Verbraucher
in regelmäßigen Zeitabständen auf einem dauerhaften Datenträger mitgeteilt
werden. 2 Satz 1 gilt entsprechend, wenn ein Darlehensgeber mit einem Darle-
hensnehmer in einem Vertrag über ein laufendes Konto mit eingeräumter
Überziehungsmöglichkeit ein Entgelt für den Fall vereinbart, dass er eine Über-
ziehung des Kontos über die vertraglich bestimmte Höhe hinaus duldet.

(2) 1Kommt es im Fall des Absatzes 1 zu einer erheblichen Überziehung von
mehr als einem Monat, unterrichtet der Darlehensgeber den Darlehensnehmer

1) Beachte hierzu Übergangsvorschrift in Art. 229 § 38 EGBGB (Nr. 2).
2) Nr. 2.

1 BGB §§ 504a, 505 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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unverzüglich auf einem dauerhaften Datenträger über die sich aus Artikel 247
§ 17 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche ergeben-
den Einzelheiten. 2Wenn es im Fall des Absatzes 1 zu einer ununterbrochenen
Überziehung von mehr als drei Monaten gekommen ist und der durchschnitt-
liche Überziehungsbetrag die Hälfte des durchschnittlichen monatlichen Geld-
eingangs innerhalb der letzten drei Monate auf diesem Konto übersteigt, so gilt
§ 504a entsprechend. 3Wenn der Rechnungsabschluss für das laufende Konto
vierteljährlich erfolgt, ist der maßgebliche Zeitpunkt für das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Satz 1 der jeweilige Rechnungsabschluss.

(3) Verstößt der Unternehmer gegen Absatz 1 oder Absatz 2, kann der
Darlehensgeber über die Rückzahlung des Darlehens hinaus Kosten und Zin-
sen nicht verlangen.

(4) Die §§ 491a bis 496 und 499 bis 502 sind auf Allgemein-Verbraucherdar-
lehensverträge, die unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen zustande
kommen, nicht anzuwenden.

§ 505a Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung bei Verbraucherdarle-
hensverträgen. (1) 1Der Darlehensgeber hat vor dem Abschluss eines Ver-
braucherdarlehensvertrags die Kreditwürdigkeit des Darlehensnehmers zu prü-
fen. 2Der Darlehensgeber darf den Verbraucherdarlehensvertrag nur abschlie-
ßen, wenn aus der Kreditwürdigkeitsprüfung hervorgeht, dass bei einem All-
gemein-Verbraucherdarlehensvertrag keine erheblichen Zweifel daran bestehen
und dass es bei einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag wahrscheinlich
ist, dass der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang
mit dem Darlehensvertrag stehen, vertragsgemäß nachkommen wird.

(2) Wird der Nettodarlehensbetrag nach Abschluss des Darlehensvertrags
deutlich erhöht, so ist die Kreditwürdigkeit auf aktualisierter Grundlage neu zu
prüfen, es sei denn, der Erhöhungsbetrag des Nettodarlehens wurde bereits in
die ursprüngliche Kreditwürdigkeitsprüfung einbezogen.

(3) 1Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen, die
1. im Anschluss an einen zwischen den Vertragsparteien abgeschlossenen Darle-
hensvertrag ein neues Kapitalnutzungsrecht zur Erreichung des von dem
Darlehensnehmer mit dem vorangegangenen Darlehensvertrag verfolgten
Zweckes einräumen oder

2. einen anderen Darlehensvertrag zwischen den Vertragsparteien zur Vermei-
dung von Kündigungen wegen Zahlungsverzugs des Darlehensnehmers oder
zur Vermeidung von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen den Darle-
hensnehmer ersetzen oder ergänzen,

bedarf es einer erneuten Kreditwürdigkeitsprüfung nur unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 2. 2 Ist danach keine Kreditwürdigkeitsprüfung erforder-
lich, darf der Darlehensgeber den neuen Immobiliar-Verbraucherdarlehensver-
trag nicht abschließen, wenn ihm bereits bekannt ist, dass der Darlehensnehmer
seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit diesem Darlehensvertrag
stehen, dauerhaft nicht nachkommen kann. 3Bei Verstößen gilt § 505d ent-
sprechend.

§ 505b Grundlage der Kreditwürdigkeitsprüfung bei Verbraucherdar-
lehensverträgen. (1) Bei Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen können
Grundlage für die Kreditwürdigkeitsprüfung Auskünfte des Darlehensnehmers
und erforderlichenfalls Auskünfte von Stellen sein, die geschäftsmäßig per-
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sonenbezogene Daten, die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit von Verbrau-
chern genutzt werden dürfen, zum Zweck der Übermittlung erheben, spei-
chern, verändern oder nutzen.

(2) 1Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen hat der Darlehensgeber
die Kreditwürdigkeit des Darlehensnehmers auf der Grundlage notwendiger,
ausreichender und angemessener Informationen zu Einkommen, Ausgaben
sowie anderen finanziellen und wirtschaftlichen Umständen des Darlehensneh-
mers eingehend zu prüfen. 2Dabei hat der Darlehensgeber die Faktoren an-
gemessen zu berücksichtigen, die für die Einschätzung relevant sind, ob der
Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag voraus-
sichtlich nachkommen kann. 3Die Kreditwürdigkeitsprüfung darf sich nicht
hauptsächlich darauf stützen, dass der Wert der Wohnimmobilie den Darlehens-
betrag übersteigt, oder auf die Annahme, dass der Wert der Wohnimmobilie
zunimmt, es sei denn, der Darlehensvertrag dient zum Bau oder zur Reno-
vierung der Wohnimmobilie.

(3) 1Der Darlehensgeber ermittelt die gemäß Absatz 2 erforderlichen Infor-
mationen aus einschlägigen internen oder externen Quellen, wozu auch Aus-
künfte des Darlehensnehmers gehören. 2Der Darlehensgeber berücksichtigt
auch die Auskünfte, die einem Darlehensvermittler erteilt wurden. 3Der Darle-
hensgeber ist verpflichtet, die Informationen in angemessener Weise zu über-
prüfen, soweit erforderlich auch durch Einsichtnahme in unabhängig nachprüf-
bare Unterlagen.

(4) Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen ist der Darlehensgeber
verpflichtet, die Verfahren und Angaben, auf die sich die Kreditwürdigkeits-
prüfung stützt, festzulegen, zu dokumentieren und die Dokumentation auf-
zubewahren.

(5) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unbe-
rührt.

§ 505c Weitere Pflichten bei grundpfandrechtlich oder durch Reallast
besicherten Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen. Darlehens-
geber, die grundpfandrechtlich oder durch Reallast besicherte Immobiliar-Ver-
braucherdarlehen vergeben, haben
1. bei der Bewertung von Wohnimmobilien zuverlässige Standards anzuwenden
und

2. sicherzustellen, dass interne und externe Gutachter, die Immobilienbewer-
tungen für sie vornehmen, fachlich kompetent und so unabhängig vom
Darlehensvergabeprozess sind, dass sie eine objektive Bewertung vornehmen
können, und

3. Bewertungen für Immobilien, die als Sicherheit für Immobiliar-Verbraucher-
darlehen dienen, auf einem dauerhaften Datenträger zu dokumentieren und
aufzubewahren.

§ 505d Verstoß gegen die Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung.
(1) 1Hat der Darlehensgeber gegen die Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung

verstoßen, so ermäßigt sich
1. ein im Darlehensvertrag vereinbarter gebundener Sollzins auf den markt-
üblichen Zinssatz am Kapitalmarkt für Anlagen in Hypothekenpfandbriefe

1 BGB §§ 505c, 505d Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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